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Ausgabe Nr. 3/2020 (Mai/Juni) 
 

   

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nachfolgend haben wir Ihnen wieder aktuelle Urteile und Neuerungen aus dem Steuer- und Wirtschaftsrecht 
zusammengestellt. Sowohl der Gesetzgeber als auch Krankenkassen und Unternehmer versuchen die Folgen 
der durch Covid-19 verursachten Einbußen und Einschränkungen abzumildern. Es kommen fast täglich neue 
Informationen hinzu. Nachfolgende Mandanten-Information trägt die derzeit wesentlichsten Informationen zu-
sammen, hat jedoch keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Mandanteninformation oder zu anderen Themen ? Sprechen Sie uns 
an ! Wir beraten Sie gern.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

Jana Röper 
Steuerberaterin 
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 STEUER- UND WIRTSCHAFTSRECHT 

 

Unternehmer 

Erste steuerliche Erleichterungen in der 
Corona-Krise 

Die Finanzverwaltung des Bundes und der Länder gewährt 

Steuerpflichtigen, die von der Corona-Krise betroffen sind, 

Erleichterungen bei der Zahlung von Steuern. Die Erleichte-

rungen betreffen die Stundung, die Anpassung von Voraus-

zahlungen und die Vollstreckung. 

Hintergrund: Das Corona-Virus und die staatlich angeord-

neten Maßnahmen wie die Schließung von Geschäften oder 

die Einschränkung des Nahverkehrs beeinträchtigen mittler-

weile die meisten Unternehmen. Die Finanzverwaltung 

spricht nun erste Erleichterungen aus. 

Wesentlicher Inhalt der Schreiben des Bundesfinanzminis-

teriums und der obersten Finanzbehörden der Länder: 

1. Stundung 

Steuerpflichtige können die Stundung für Steuern wie Ein-

kommen-, Körperschaft- und Umsatzsteuer beantragen, die 

bis zum 31.12.2020 fällig werden. Die Stundung soll in der 

Regel zinslos gewährt werden. Für die Stundung ist ein An-

trag erforderlich, in dem der Steuerpflichtige seine Verhält-

nisse darlegen und nachweisen muss, dass er unmittelbar 

und nicht unerheblich von der Corona-Krise betroffen ist. 

Hinweis: Eine „unmittelbare Betroffenheit“ setzt eine Infek-

tion mit dem Corona-Virus nicht voraus. Vielmehr kommt es 

darauf an, dass ein wirtschaftlicher Schaden eingetreten ist, 

z. B. weil keine Aufträge mehr eingehen oder diese nicht be-

arbeitet werden können. Dem BMF zufolge ist nicht erforder-

lich, dass der Steuerpflichtige seinen Schaden im Einzelnen 

nachweist. 

Stundungsanträge für Steuern, die erst nach dem 

31.12.2020 fällig werden, müssen besonders begründet 

werden. 

Stundungsanträge zur Gewerbesteuer müssen – außer bei 

den Stadtstaaten – bei der Gemeinde gestellt werden, da die 

Gemeinden für die Gewerbesteuer zuständig sind. 

2. Anpassung von Vorauszahlungen 

Die Anpassung von Einkommen- und Körperschaftsteuer 

ist auf Antrag möglich, wenn der Steuerpflichtige unmittelbar 

und nicht unerheblich betroffen ist. 

Auch bei der Gewerbesteuer kann eine solche Anpassung 

erfolgen, indem das Finanzamt den Gewerbesteuermessbe-

trag für Zwecke der Vorauszahlungen herabsetzt. Die Ge-

meinde, die für die Gewerbesteuer zuständig ist, ist an diese 

Anpassung gebunden und muss dann die eigentlichen Vo-

rauszahlungen zur Gewerbesteuer herabsetzen. 

3. Vollstreckungsaufschub 

Auf Antrag gewähren Finanzämter Vollstreckungsschutz, so 

dass bis zum 31.12.2020 von Vollstreckungsmaßnahmen 

abgesehen werden soll. Erforderlich ist, dass der Steuer-

pflichtige unmittelbar und nicht unerheblich betroffen ist. 

Säumniszuschläge werden in Fällen des Vollstreckungsauf-

schubs in der Zeit vom 19.3.2020 bis zum 31.12.2020 erlas-

sen. Dieser Erlass kann durch eine sog. Allgemeinverfügung 

erfolgen, die öffentlich bekanntgegeben wird. 

Bei den bundesgesetzlich geregelten Steuern, die von der 

Zollverwaltung verwaltet werden (z. B. Einfuhrumsatzsteuer, 

Energiesteuer und Luftverkehrssteuer), sind die Hauptzoll-

ämter angewiesen worden, den Steuerpflichtigen angemes-

sen entgegenzukommen. Dadurch sollen unbillige Härten 

vermieden werden. Auch hier kommen Stundungen, Voll-

streckungsaufschub und Anpassungen der bisherigen Vo-

rauszahlungen in Betracht. 

Hinweis: Noch nicht bundeseinheitlich geregelt sind derzeit 

z. B. allgemeine Fristverlängerungen für Steuererklärungen 

oder -anmeldungen oder materiell-rechtliche Billigkeitsrege-

lungen, die zu niedrigeren Steuern führen würden. 

Einige Landesfinanzbehörden sehen inzwischen Erleichte-

rungen im Bereich der Umsatzsteuer vor. So sollen bereits 

getätigte Umsatzsteuer-Sondervorauszahlungen auf Null 

herabgesetzt und dann erstattet oder verrechnet werden. 

Entsprechende Regelungen gibt es derzeit – soweit ersicht-

lich – in Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, 

Hessen, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-

Holstein und Thüringen. Weitere Bundesländer werden vo-

raussichtlich folgen. 

Bitte beachten Sie: Die Entwicklung in der Corona-Krise ist 

dynamisch. Die hier hinterlegten Informationen beruhen auf 

dem Stand 30.3.2020. 

Wirtschaftshilfen in der Corona-Krise 

Zur Abmilderung der Corona-Krise haben Bundesregierung, 

Bundestag und Bundesrat ein Hilfspaket für Unternehmen 

beschlossen. Im Folgenden geben wir einen Überblick über 

wesentliche Hilfen für die Wirtschaft. 

1. Soforthilfen für kleine Unternehmen 

Neben den z. T. bereits auf Länderebene angelaufenen So-

forthilfemaßnahmen hat der Bund am 27.3.2020 Hilfen für 

Selbständige und Kleinunternehmer verabschiedet. Sie 

gelten für alle Wirtschaftsbereiche sowie Soloselbständige 

und Angehörige der Freien Berufe mit bis zu 100 Beschäf-

tigten (Vollzeitäquivalente). 

Zur Sicherstellung ihrer Liquidität erhalten kleine Unterneh-

men im Rahmen der Bundes-Soforthilfe eine Einmalzahlung 

für drei Monate – je nach Betriebsgröße in Höhe von 

◼ bis zu 5 Beschäftige bis zu 9.000,00 Euro,  

◼ bis zu 10 Beschäftigte bis zu 15.000,00 Euro,  

◼ bis zu 24 Beschäftigte bis zu 25.000,00 Euro, 

◼ bis zu 49 Beschäftigte bis zu 40.000,00 Euro, 

◼ bis zu 100 Beschäftigte bis zu 60.000,00 Euro. 

Damit sollen insbesondere die wirtschaftliche Existenz der 

Antragsteller gesichert und akute Liquiditätsengpässe 
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wegen laufender Betriebskosten (Mieten, Pachten, Kredite 

für Betriebsräume oder Leasingraten) überbrückt werden. 

Die Einmalzahlungen müssen nicht zurückgezahlt werden. 

Sofern der Vermieter die Miete um mindestens 20 Prozent 

reduziert, kann der ggf. nicht ausgeschöpfte Zuschuss auch 

für zwei weitere Monate eingesetzt werden. 

Hinweise: Anträge auf Soforthilfen können bei den hierfür 

zuständigen Behörden oder Stellen der Länder bis zum 

31.5.2020 gestellt werden. Dem Bundesfinanzministerium 

zufolge ist eine Kumulierung mit anderen Hilfen im Zusam-

menhang mit der Corona-Pandemie grundsätzlich möglich. 

Eine Überkompensation ist jedoch zurückzuzahlen. 

Darüber hinaus wird Kleinunternehmern und Soloselbstän-

digen der Zugang zu Sozialleistungen, insbesondere dem 

Arbeitslosengeld II, vereinfacht. Unter anderem greift hier für 

sechs Monate eine wesentlich vereinfachte Vermögensprü-

fung. Aufwendungen für Unterkunft und Heizung werden für 

die Dauer von sechs Monaten ab Antragstellung in tatsäch-

licher Höhe anerkannt. Damit soll der Verbleib in der Woh-

nung erst einmal gesichert werden. Die Selbständigkeit 

muss wie bisher beim Bezug von Leistungen nicht aufgege-

ben werden.  

Um den Kinderzuschlag zu gewähren, werden nicht mehr 

Einkommensnachweise der letzten sechs Monate vor An-

tragstellung herangezogen, sondern der Nachweis des ak-

tuellen Einkommens im letzten Monat vor Antragstellung. 

Damit sollen auch diejenigen den Kinderzuschlag erhalten, 

die einen plötzlichen Einkommensverlust erlitten haben. 

2. Weitergehende Liquiditätshilfen für Unternehmen 

Neben den oben erwähnten Soforthilfen für kleine Unterneh-

men wurde ein neues Kreditprogramm für Unternehmen 

aufgelegt. Das KfW Sonderprogramm 2020 ist am 

23.3.2020 gestartet. 

Das Sonderprogramm steht sowohl kleinen, mittelständi-

schen Unternehmen als auch Großunternehmen zur Verfü-

gung. Die Kreditbedingungen wurden verbessert. Niedrigere 

Zinssätze und eine vereinfachte Risikoprüfung der KfW bei 

Krediten bis zu 10 Mio. Euro sollen weitere Erleichterung für 

die Wirtschaft schaffen. 

Hinweise: Das KfW-Sonderprogramm ist bei den jeweiligen 

Hausbanken zu beantragen. Weitere Informationen hierzu – 

u.a. zur Vorbereitung einer Kreditbeantragung bei der Bank 

– hat die KfW auf ihrer Internetseite veröffentlicht. 

Bitte beachten Sie: Die Entwicklung in der Corona-Krise ist 

dynamisch. Die hier hinterlegten Informationen beruhen auf 

dem Stand 30.3.2020. 

Rechtliche Maßnahmen in der Corona-
Krise 

1. Änderungen beim Kurzarbeitergeld 

Aufgrund der Corona-Krise wurden Erleichterungen für den 

Zugang zum Kurzarbeitergeld (KUG) beschlossen. Die Re-

gelungen gelten mit Wirkung zum 1.3.2020 und sind bis zum 

31.12.2020 befristet. 

Danach gilt Folgendes: 

◼ Anspruch auf KUG besteht, wenn mindestens 10 Prozent 

der Beschäftigten einen Arbeitsentgeltausfall von mehr als 

10 Prozent haben. 

◼ Anfallende Sozialversicherungsbeiträge für ausgefallene 

Arbeitsstunden werden zu 100 Prozent erstattet. 

◼ Der Bezug von KUG ist bis zu 12 Monate möglich. 

◼ Leiharbeitnehmer können ebenfalls in Kurzarbeit gehen 

und haben Anspruch auf KUG. 

◼ In Betrieben, in denen Vereinbarungen zur Arbeitszeit-

schwankungen genutzt werden, wird auf den Aufbau nega-

tiver Arbeitszeitkonten verzichtet. 

◼ Bei Aufnahme einer Nebenbeschäftigung in einem system-

relevanten Bereich bleibt das Nebeneinkommen in der Zeit 

vom 1.4.2020 bis 31.10.2020 anrechnungsfrei, soweit das 

Entgelt aus dem Nebeneinkommen mit dem verbliebenen 

Ist-Entgelt das Soll-Entgelt nicht übersteigt. 

◼ Die weiteren Voraussetzungen zur Inanspruchnahme von 

KUG behalten ihre Gültigkeit. 

Hinweise: Kurzarbeit kann sowohl online als auch postalisch 

bei der Bundesagentur für Arbeit angezeigt und beantragt 

werden. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

weist allerdings darauf hin, dass die Arbeitsagenturen und 

Jobcenter aufgrund des hohen Anrufaufkommens telefo-

nisch nur eingeschränkt erreichbar sind. 

Weitere Informationen zur Beantragung von Kurzarbeitergeld 

sind auf der Homepage der Bundesagentur für Arbeit veröffent-

licht. 

2. Änderungen im Miet-, Insolvenz- und Strafprozessrecht 

Weitere rechtliche Änderungen ergeben sich durch das am 

27.3.2020 vom Bundesrat verabschiedete „Gesetz zur Ab-

milderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, In-

solvenz- und Strafverfahrensrecht“. 

Vorgesehen sind u. a. folgende Maßnahmen: 

Erleichterungen im Insolvenzrecht 

Unternehmen, die aufgrund der Corona-Pandemie in wirt-

schaftliche Schwierigkeiten geraten oder insolvent gewor-

den sind, sollen ihre Geschäfte trotzdem weiterführen kön-

nen. Hierzu wird die Insolvenzantragspflicht bis zum 

30.9.2020 ausgesetzt. Für einen dreimonatigen Übergangs-

zeitraum ist das Recht der Gläubiger, die Eröffnung von In-

solvenzverfahren zu beantragen, eingeschränkt. 

Mieterschutz 

Mieter sowie Kleinstunternehmen, die wegen der Ausbrei-

tung des Coronavirus ihre Miete nicht mehr zahlen können, 

werden vor Kündigungen geschützt: durch zeitlich begrenzte 

Einschränkungen der Kündigung von Miet- und Pachtver-

hältnissen, Regelungen zur Stundung und Vertragsanpas-

sung im Verbraucherdarlehensrecht. Leistungen der Grund-

versorgung wie Strom, Gas oder Telekommunikation sollen 

möglichst weiterlaufen. 
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Strafprozesse 

Zur Vermeidung der Infektion mit dem Coronavirus dürfen 

Strafgerichte während des nächsten Jahres die Hauptver-

handlung für maximal drei Monate und zehn Tage unterbre-

chen, ohne dass der Prozess „platzt“. Nach geltendem 

Recht ist eine Unterbrechung von höchstens 10 Tagen mög-

lich. 

Weitere rechtliche Änderungen 

In zahlreichen weiteren Rechtsgebieten sind Erleichterun-

gen vorgesehen, u. a. im Genossenschafts-, Gesellschafts-, 

Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentums- sowie im Um-

wandlungsrecht. 

Ziel ist es, die betroffenen Rechtsformen in die Lage zu ver-

setzen, trotz der derzeit beschränkten Bewegungs- und Ver-

sammlungsfreiheit erforderliche Beschlüsse zu fassen und 

handlungsfähig zu bleiben. So kann beispielsweise eine AG 

ihre Hauptversammlung virtuell – ohne Präsenz der Aktio-

näre – durchführen. Erleichterungen sind auch für die Be-

schlussfassung einer GmbH im schriftlichen Verfahren vor-

gesehen. Wohnungseigentümer können zunächst auf die 

Durchführung von WEG-Versammlungen verzichten. 

Hinweise: Alle Regelungen gelten grundsätzlich begrenzt. 

Mit Ende der derzeitigen Ausnahmesituation erfolgt die 

Rückkehr zur bisherigen Rechtslage. Die einzelnen Rege-

lungen treten zu unterschiedlichen Zeitpunkten – zum Teil 

rückwirkend – in Kraft. 

KfW Kredite - Zusammenfassung 

KfW Schnellkredite für Unternehmen mit mehr als 10 

Mitarbeitern 

Für Anschaffungen (Investitionen) und laufende Kosten (Be-

triebsmittel) können Unternehmen ab dem 15.04. den neuen 

KfW-Schnellkredit 2020 beantragen. Der Kredit wird zu 100 

% abgesichert durch eine Garantie des Bundes. Das erhöht 

Ihre Chance deutlich, eine Kreditzusage zu erhalten. 

Das Wichtigste: 

- Förderkredit für Anschaffungen und laufende Kosten  

- für Unternehmen mit mehr als 10 Mitarbeitern, die mindes-

tens seit Januar 2019 am Markt sind  

- 100 % Risikoübernahme durch die KfW  

- keine Risikoprüfung durch Ihre Bank  

- max. Kreditbetrag: bis zu 25 % des Jahresumsatzes 2019  

- Unternehmen mit bis zu 50 Beschäftigten erhalten max.  

500.000 Euro  

- Unternehmen mit mehr als 50 Beschäftigten erhalten       

max. 800.000 Euro  

- bis zu 10 Jahre Zeit für die Rückzahlung, 2 Jahre keine   

Tilgung  

- Voraussetzung: Sie haben im Durchschnitt der Jahre 2017 

bis 2019 einen Gewinn erzielt  

 

Mit dem KfW-Schnellkredit 2020 wird alles gefördert, was für 

Ihre unternehmerische Tätigkeit notwendig ist. Dazu zählen: 

• Anschaffungen wie Maschinen und Ausstattung (Investiti-

onen)  

• alle laufenden Kosten wie Miete, Gehälter oder Warenla-

ger (Betriebsmittel)  

Das Förderprodukt kommt nicht in Frage: 

• wenn Sie bestehende Kredite umschulden oder ablösen 

möchten  

• wenn Sie für ein abgeschlossenes Vorhaben eine Nachfi-

nanzierung, Anschlussfinanzierung oder Prolongation su-

chen  

 

KfW-Unternehmerkredit für Unternehmen die mehr als 5 

Jahre am Markt sind 

- KfW-Corona-Hilfe für Anschaffungen und laufende Kosten  

- reduzierter Zinssatz von 1,00 bis 2,12 % p.a.   

- kleinere und große Kreditbeträge – bis zu 1 Mrd. Euro  

- bis zu 5 Jahre Zeit für die Rückzahlung, im 1. Jahr keine 

Tilgung  

- bis zu 90 % des Bankenrisikos übernimmt die KfW 

Mit dem KfW-Unternehmerkredit wird alles gefördert, was für 

Ihre unternehmerische Tätigkeit notwendig ist. Dazu zählen:  

• Investitionen, die einen nachhaltigen wirtschaftlichen Er-

folg erwarten lassen  

• Betriebsmittel (Mittel zur Gewährleistung des laufenden 

Betriebes)  

• Warenlager  

• Erwerb von Vermögenswerten aus anderen Unternehmen, 

auch Übernahmen und tätige Beteiligungen  

Das Förderprodukt kommt nicht in Frage für:  

• Baumaßnahmen für Betreutes Wohnen  

• Treuhandkonstruktionen  

• Sogenannte In-Sich-Geschäfte, wie zum Beispiel der Er-

werb eigener Unternehmensanteile  

• Umschuldungen von bis zum 12.03.2020 gewährten Kre-

diten  

• Nachfinanzierungen, Anschlussfinanzierungen und Pro-

longationen  

 

ERP-Gründerkredit – Universell für junge Unternehmen, 

die weniger als 5 Jahre am Markt sind 

Das Wichtigste: 

- KfW-Corona-Hilfe für Anschaffungen und laufende Kosten  

- reduzierter Zinssatz von 1,00 bis 2,12 % p.a.   

- kleinere und große Kreditbeträge – bis zu 1 Mrd. Euro  
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- bis zu 5 Jahre Zeit für die Rückzahlung, im 1. Jahr keine 

Tilgung  

- bis zu 90 % des Bankenrisikos übernimmt die KfW  

Der ERP-Gründerkredit - Universell ermöglicht eine zins-

günstige Finanzierung von Gründungen, Nachfolgeregelun-

gen oder Unternehmensfestigungen. Hierunter fallen alle 

Formen der Existenzgründung, also die Errichtung von Un-

ternehmen, deren Übernahme oder die Übernahme einer tä-

tigen Beteiligung (auch im Nebenerwerb sowie Nachfolgere-

gelungen). Zudem werden Festigungsmaßnahmen inner-

halb der ersten 5 Jahre nach Aufnahme der Geschäftstätig-

keit finanziert. 

Im Wesentlichen gefördert wird: 

• Investitionen, die einen nachhaltigen wirtschaftlichen 

Erfolg erwarten lassen, z. B.  

- Anlagen und Maschinen  

- Grundstücke und Gebäude  

- Baukosten  

- Einrichtungsgegenstände  

   - Firmenfahrzeuge  

- Betriebs- und Geschäftsausstattung  

- Immaterielle Investitionen (Lizenzen und Patente)  

   - Software  

• Betriebsmittel 

- Liquide Mittel  

- Personalkosten  

- Mieten  

- Aufwendungen für Marketingmaßnahmen  

- Messeteilnahme  

- Beratungskosten  

• Material- und Warenlager  

Das Förderprodukt kommt nicht in Frage für:  

• Baumaßnahmen für "Betreutes Wohnen"  

• Treuhandkonstruktionen  

• Sogenannte In-Sich-Geschäfte, wie zum Beispiel der Er-

werb eigener Unternehmensanteile  

• Umschuldungen von bis zum 12.03.2020 gewährten Kre-

diten  

• Nachfinanzierungen, Anschlussfinanzierungen und Pro-

longationen.  

 

Alle KfW Förderprogramme und Kredite können Sie über 

ihre Hausbank beantragen. Dort erhalten Sie auch alle wei-

tergehenden Informationen. Gern helfen wir bei der Zusam-

menstellung der notwendigen Unterlagen. 

 

Arbeitgeber/Arbeitnehmer 

Steuerfreie Leistungen des Arbeitgebers 
in der Corona-Krise 

Das BMF hat zur Steuerbefreiung der Beihilfen und Unter-

stützungen, die Arbeitnehmern zur Abmilderung der zusätz-

lichen Belastungen durch die Corona-Krise gezahlt werden, 

Stellung genommen (BMF, Schreiben v. 9.4.2020 - IV C 5 - 

S 2342/20/10009 :001). 

Hintergrund: Arbeitgeber können ihren Arbeitnehmern in 

der Zeit vom 1.3.2020 bis zum 31.12.2020 aufgrund der 

Corona-Krise Beihilfen und Unterstützungen bis zu einem 

Betrag von 1.500 Euro nach § 3 Nr. 11 EStG steuerfrei in 

Form von Zuschüssen und Sachbezügen gewähren. Dies 

hat das BMF am 3.4.2020 mitgeteilt. 

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der 

Länder gilt für Beihilfen und Unterstützungen während der 

Corona-Krise Folgendes: 

• Voraussetzung ist, dass diese zusätzlich zum oh-

nehin geschuldeten Arbeitslohn geleistet werden. 

Die in R 3.11 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 bis 3 LStR ge-

nannten Voraussetzungen brauchen nicht vorzulie-

gen.  

• Aufgrund der gesamtgesellschaftlichen Betroffen-

heit durch die Corona-Krise kann allgemein unter-

stellt werden, dass ein die Beihilfe und Unterstüt-

zung rechtfertigender Anlass im Sinne des R 3.11 

Abs. 2 S. 1 LStR vorliegt.  

• Arbeitgeberseitig geleistete Zuschüsse zum Kurz-

arbeitergeld fallen nicht unter diese Steuerbefrei-

ung. Auch Zuschüsse, die der Arbeitgeber als Aus-

gleich zum Kurzarbeitergeld wegen Überschreitens 

der Beitragsbemessungsgrenze leistet, fallen we-

der unter die vorstehende Steuerbefreiung noch 

unter § 3 Nr. 2 lit. a EStG.  

• Die steuerfreien Leistungen sind im Lohnkonto auf-

zuzeichnen.  

• Andere Steuerbefreiungen, Bewertungsvergünsti-

gungen oder Pauschalbesteuerungsmöglichkeiten 

(wie z. B. § 3 Nr. 34a, § 8 Abs. 2 S. 11, § 8 Abs. 3 

S. 2 EStG) bleiben hiervon unberührt und können 

neben der hier aufgeführten Steuerfreiheit nach § 3 

Nr. 11 EStG in Anspruch genommen werden. 

Stundung von Sozialversicherungs-
beiträgen 

Sozialversicherungsbeiträge 

Betriebe, die durch die Corona-Epidemie in ernsthafte Zah-

lungsschwierigkeiten geraten sind, können sich die Sozial-

versicherungsbeiträge auf Antrag stunden lassen. Die Stun-

dungsregelungen gelten zunächst nur für die fälligen Bei-

träge für die Monate März bis April 2020. 
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Voraussetzungen 

Die Sozialversicherungsträger dürfen allerdings nur dann 

positive Stundungsbescheide erteilen, wenn der Betrieb alle 

anderen Mittel ausgeschöpft hat. Gemäß dem Schreiben 

des Spitzenverbandes der gesetzlichen Krankenversiche-

rung (GKV) vom 25.3.2020 müssen Betriebe vorrangig in 

Anspruch nehmen: Kurzarbeitergeld, sonstige Unterstüt-

zungs- und Hilfsmaßnahmen, wie etwa Fördermittel und 

Kredite der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KFW), die das 

Bundeswirtschaftsministerium zur Verfügung stellt. Ist auch 

unter diesen Umständen die Zahlung von Sozialversiche-

rungsbeiträgen mit erheblichen Härten für den Arbeitgeber 

verbunden, kann ein Stundungsantrag gestellt werden. Als 

Nachweis genügt nach dem GKV-Schreiben „eine glaub-

hafte Erklärung des Arbeitgebers, dass er erheblichen finan-

ziellen Schaden durch die Pandemie, beispielsweise in Form 

von erheblichen Umsatzeinbußen, erlitten hat“. 

Keine Zwangsmaßnahmen 

Der GKV-Spitzenverband verspricht, dass keine Zinsen- und 

Mahngebühren anfallen oder Vollstreckungen durchgeführt 

werden. Ein positiver Stundungsbescheid gilt übrigens auch 

für Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung für freiwil-

lig krankenversicherte Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer, die der Arbeitgeber im Firmenzahlerverfahren abführt. 

Stundungsregelungen für direkte Mitglieder in der GKV 

Die vorgenannten Stundungsregelungen können auch Mit-

glieder in der gesetzlichen Krankenversicherung, die Direkt-

zahler sind (Selbstständige), in Anspruch nehmen, wobei 

hier vor einer Beitragsstundung auch die Möglichkeiten für 

eine Beitragsermäßigung wegen eines krisenbedingten Ge-

winneinbruchs erwogen werden können. Die Krankenkas-

sen sind angewiesen, anstelle der ansonsten in diesem Ver-

fahren vorgeschriebenen Vorauszahlungsbescheide auch 

andere Nachweise über die geänderte finanzielle Situation 

des Selbstständigen zu akzeptieren, beispielsweise Erklä-

rungen von Steuerberatern, finanz- und betriebswirtschaftli-

che Auswertungen oder auch glaubhafte Erklärungen der 

Beitragszahler selbst über erhebliche Umsatzeinbußen.  

Hinweis 

Diese Informationen sind auf dem Stand vom 6.4.2020 und 

können sich kurzfristig ändern. Tagesaktuelle Informationen 

erhalten Sie unter https://www.gkv-spitzenverband.de. 

Alle Steuerzahler 

Kaufpreisaufteilung für ein bebautes 
Grundstück 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat das Bundesfinanzministe-

rium (BMF) zum Beitritt zu einem Revisionsverfahren aufge-

fordert, in dem es um die Frage geht, ob die vom BMF ent-

wickelte Arbeitshilfe für die Aufteilung von Kaufpreisen für 

bebaute Grundstücke auf den Grund und Boden einerseits 

und auf das Gebäude andererseits in der Praxis zugrunde 

gelegt werden kann. 

Hintergrund: Wird ein bebautes Grundstück erworben und 

zur Erzielung von Einkünften genutzt, z. B. durch Vermie-

tung oder durch Verwendung für den Betrieb, darf nur das 

Gebäude abgeschrieben werden, nicht aber der Grund und 

Boden. Der Kaufpreis für das bebaute Grundstück muss da-

her auf das Gebäude und auf den Grund und Boden aufge-

teilt werden; je höher der Gebäudeanteil ausfällt, desto vor-

teilhafter ist dies für den Steuerpflichtigen, da das Gebäude 

gewinnmindernd abgeschrieben werden kann. Das BMF hat 

eine sog. Arbeitshilfe in Gestalt einer Excel-Tabelle veröf-

fentlicht, die eine Kaufpreisaufteilung ermöglichen soll und 

von den Finanzämtern angewendet wird. 

Sachverhalt: Die Klägerin ist eine Grundstücksgemein-

schaft, die im April 2017 eine 38 qm große Einzimmerwoh-

nung (Baujahr 1973) in Berlin zum Kaufpreis von 

110.000 Euro erwarb, die vermietet wurde. Im Kaufvertrag 

wurde vereinbart, dass der Wert des Bodens 20.000 Euro 

betragen sollte, sodass auf das Gebäude 90.000 Euro (ca. 

81 %) entfielen. Die Klägerin berechnete die Abschreibung 

daher auf einer Bemessungsgrundlage von 81 % des Ge-

samtkaufpreises. Das Finanzamt errechnete dagegen mit-

tels Arbeitshilfe des BMF einen Gebäudeanteil von nur ca. 

30 % und minderte daher die Abschreibung. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun das 

BMF zum Beitritt zu dem Revisionsverfahren aufgefordert: 

◼ Der BFH will sich in dem Revisionsverfahren grundlegend 

mit der Frage beschäftigen, ob der Arbeitshilfe des BMF 

Bedeutung bei der Aufteilung eines Kaufpreises nach den 

realen Verkehrswerten zukommt. 

◼ Der Beitritt des BMF erfolgt, damit das BMF die Arbeitshilfe 

und deren Grundlagen erläutern und zur allgemeinen Prob-

lematik der Aufteilung von Kaufpreisen bei bebauten 

Grundstücken Stellung nehmen kann. 

Hinweise: Eine abschließende Entscheidung über diese 

Frage ist mit dem Beitrittsbeschluss noch nicht verbunden, 

sondern diese wird erst zum Abschluss des Revisionsver-

fahrens gefällt. Aus dem Beitrittsbeschluss des BFH ergibt 

sich auch noch keine Tendenz, ob der BFH die Arbeitshilfe 

steuerlich anerkennen wird. 

Für Käufer bebauter Grundstücke gilt, dass eine Kaufpreis-

aufteilung durch das Finanzamt nicht akzeptiert, sondern 

Einspruch eingelegt werden sollte, damit die Entscheidung 

des BFH im aktuellen Revisionsverfahren abgewartet wer-

den kann. 

Die Entscheidung des BFH in dem Verfahren wird erhebliche 

praktische Bedeutung haben. Denn nach der Arbeitshilfe 

des BMF ergeben sich oft sehr hohe Bodenwerte, sodass 

nur ein kleiner Teil des Kaufpreises auf das Gebäude entfällt 

und damit abschreibbar ist; im Streitfall waren dies lediglich 

30 %. 

Das Problem der Anwendbarkeit der Arbeitshilfe stellt sich 

nicht, wenn Käufer und Verkäufer im Kaufvertrag eine Kauf-

preisaufteilung vornehmen. Eine solche Aufteilung ist grund-

sätzlich vom Finanzamt zu akzeptieren. Allerdings gilt dies 

nach der Rechtsprechung nicht, wenn die Aufteilung nur 
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zum Schein erfolgt oder gestaltungsmissbräuchlich ist oder 

wenn sie derart deutlich von den Verkehrswerten abweicht, 

dass sie wirtschaftlich nicht mehr haltbar ist. Gerade wenn 

die Bodenrichtwerte enorm gestiegen sind, wird eine ver-

tragliche Kaufpreisaufteilung vom Finanzamt häufig nicht 

mehr anerkannt, weil der sich nach der vertraglichen Kauf-

preisaufteilung ergebende Bodenwert deutlich niedriger ist 

als der Bodenrichtwert. 

Grundrente ab 2021 

Grundrente 

Wer mindestens 33 Jahre an Grundrentenzeiten erworben 

hat, soll künftig eine Grundrente erhalten. Dies sieht der von 

der Bundesregierung am 19.2.2020 vorgelegte Entwurf für 

ein „Gesetz zur Einführung der Grundrente für langjährige 

Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung mit 

unterdurchschnittlichem Einkommen und für weitere Maß-

nahmen zur Erhöhung der Alterseinkommen (Grundrenten-

gesetz)“ vor. 

Höhe der Grundrente 

Die Grundrente soll sich gemäß dem Gesetzentwurf nach 

der Höhe der erworbenen Entgeltpunkte richten. 

Einkommensprüfung 

Grundrente erhält, wer einen „Grundrentenbedarf“ hat. Die-

ser ist abhängig vom Einkommen. Für die Einkommensprü-

fung wird auf das zu versteuernde Einkommen abgestellt. 

Der Entwurf sieht vor, dass das maßgebliche zu versteu-

ernde Einkommen unter Hinzurechnung des steuerfreien 

Teils der Rente beziehungsweise eines Versorgungsfreibe-

trages und der Einkünfte aus Kapitalvermögen zugrunde ge-

legt werden soll. Gleich hohe Renten sollen gleichbehandelt 

werden. Die Einkommensprüfung soll von Amts wegen erfol-

gen. Hierzu sollen die Finanzämter das zu versteuernde Ein-

kommen des Rentners bzw. der Rentner und ggf. ihrer Ehe-

gatten oder Lebenspartner an den Rentenversicherungsträ-

ger übermitteln. Maßgeblich sein soll das jeweilige Einkom-

men des vorvergangenen Kalenderjahres. 

Einkommensgrenzen 

Zur Berechnung des Grundrentenbedarfs soll ein Einkom-

mensfreibetrag in Höhe von monatlich 1.250,00 Euro für Al-

leinstehende und 1.950,00 Euro für Eheleute oder Lebens-

partner gelten. Bei Überschreiten der Freibeträge erfolgt 

eine entsprechende Minderung der Grundrente. Einkünfte 

von Ehegatten oder Lebenspartnern sind dabei unabhängig 

davon zu berücksichtigen, ob sie sich steuerlich zusammen 

oder einzeln veranlagen lassen. 

Weitere Sozialleistungen 

Mit dem Gesetz sollen zusätzlich Freibeträge eingeführt wer-

den für Wohngeld, für die Grundsicherung für Arbeitssu-

chende nach SGB II, in der Hilfe zum Lebensunterhalt, in der 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung des 

SGB XII sowie in den fürsorgerischen Leistungen der Sozia-

len Entschädigung. Außerdem ist die Anhebung des 

Förderbetrags zur betrieblichen Altersversorgung von der-

zeit maximal 144,00 Euro auf 288,00 Euro geplant. 

 

 


